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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Novellierung der Trinkwasserverordnung entsprechend der Empfehlungen der 
Arbeitsgruppe „Krebserzeugende Umwelteinflüsse“ des „Gesamtprogramms zur 
Krebsbekämpfung“ der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. die am 28. Mai 1986 verkündete Trinkwasserverordnung 
(BGBl. I S. 760) noch vor ihrem Inkrafttreten am 1. Oktober 
1986 dahin gehend zu novellieren, daß die zulässige Höchst- 
konzentration für Arsen entsprechend der Empfehlung der o. g. 
Arbeitsgruppe von 0,04 mg/1 auf 0,01 mg/1 reduziert wird; 

2. diese Nachbesserung im Interesse eines vorbeugenden 
Gesundheitsschutzes des weiteren so vorzunehmen, daß die in 
der EG-Richtlinie über die Quaütät von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch angegebenen Richtwerte als Grenz- 
werte festgeschrieben werden und daß alle Parameter der EG- 
Richtlinie in die Trinkwasserverordnung übernommen werden. 

Bonn, den 12. August 1986 

Borgmann, Hönes und Fraktion 


Begründung 

Zu 1. 

Die Arbeitsgruppe „Krebserzeugende Umwelteinflüsse“ des 
„Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung“ der Bundesregie- 
rung legte im Herbst 1985 die Studie „Stoffe und Stoffgemische, 
für die wegen ihres cancerogenen Potentials oder ihrer Umweltre- 
levanz ein vordringlicher Handlungsbedarf besteht" vor. 

In der Studie wird festgestellt, 

Arsen zeichnet sich durch eine hohe Umweltrelevanz aus. In 
geringen Konzentrationen kommt es mittlerweile praktisch in 
allen Umweltmedien (Wasser, Boden, Luft) vor, in hohen Konzen- 
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trationen tritt es lokal in der Umgebung von Buntmetall-verarbei- 
tenden Betrieben auf, da Arsen in vielen Mineralien, wie Kupfer, 
Blei, Zink, Nickel, enthalten ist. 

Nach epidemiologischen Studien an Menschen gilt als gesichert, 
daß die orale Einnahme von anorganischem Arsen, wie sie vor 
allem über kontaminiertes Trinkwasser und über die Nahrung 
erfolgt, eine charakteristische Hautkrebsform hervorrufen kann. 
Für diese Wirkungsbeziehung besteht auch nach Angaben der 
LARC ausreichende Evidenz. 

Die Beteiligung von Arsen an der Entstehung von Lungentumoren 
ist nicht auszuschließen. 

Aus diesen Gründen wird neben anderen Maßnahmen empfoh- 
len, die nach der Trinkwasserverordnung zulässige Höchst- 
konzentration von 0,04 mg/1 auf 0,01 mg/1 zu senken. 

Diese Empfehlung wurde im Herbst 1985 ausgesprochen. Die im 
Mai 1986 verkündete Trinkwasserverordnung enthält, abwei- 
chend vom Votum der an der Erarbeitung der Studie beteiligten 
Experten, nach wie vor einen Grenzwert von 0,04 mg Arsen pro 
Liter. 

Zu 2. 

Die am 1. Oktober 1986 in Kraft tretende Trinkwasserverordnung 
verstößt in wesentlichen Punkten gegen Artikel 7 der EG-Richt- 
linie über die Qualität von Wasser für den menschlichen Ge- 
brauch: 

Nach der Trinkwasserverordnung müssen lediglich 13 Inhalts- 
bzw. Schadstoffe im Trinkwasser kontrolliert werden, während 
die EG-Richtlinie 62 Parameter vorsieht. 

Des weiteren werden grundsätzlich nicht die EG -Richtwerte in die 
Trinkwasserverordnung übernommen, sondern die zulässigen 
Höchstkonzentrationen. Es wird ignoriert, daß die Richtwerte die- 
jenige Konzentration eines Stoffs angeben, die in aller Regel 
eingehalten werden sollte. So gibt die EG-Richtlinie für Nitrat 
einen Richtwert von 25 mg/1 an. Nach der Trinkwasserverordnung 
sind selbst bei einem Grenzwert von 50 mg/1 noch Ausnahmege- 
nehmigungen möglich, die de facto auf eine zeitlich unbegrenzte 
Überschreitung hinauslaufen. 

Im Fall der organischen Chlorverbindungen werden die Anforde- 
rungen der EG-Richtlinie nicht erfüllt: 

Die sehr niedrige Richtzahl von 1 /m g/1 und der Verzicht auf die 
Angabe einer zulässigen Höchstkonzentration bedeutet, da die 
Nachweisgrenze für die Stoffgruppe bei ca. 1 /mg/1 liegt, daß 
Trinkwasser frei sein soll von derartigen Stoffen. 

In der Trinkwasserverordnung wird diese Bedeutung ignoriert: 

Für Teilgruppen der organischen Chlorverbindungen werden 
25 /mg/1 als zulässige Höchstkonzentration angesetzt, für das 
erwiesenermaßen cancerogene Tetrachlorkohlenstoff beträgt die 
zulässige Höchstkonzentration 3 /mg/1. 


2 



Deutscher Bundestag - 10, Wahlperiode 


Die Grenzwerte für Pestizide werden zwar aus der EG -Richtlinie 
übernommen, treten mit dem Hinweis auf fehlende Analyse- 
methoden aber erst 1989 in Kraft. 

In der EG-Richtlinie von 1980 hatten sich die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, bis 1985 die Voraussetzungen für die Einhaltung der 
Grenzwerte bis 1985 zu schaffen. 
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